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DAS LAND DADEN
Nr . 13 KARLSRUHE , 6 . Oktober 1951

das Wort

Die Verfassungsklage des Landes Baden vor dem 2 . Senat — Die Entscheidung fällt am 23 . Oktober

Die Entscheidung über das Schicksal des
Landes Baden ist in ein entscheidendes Sta¬
dium getreten . Das Bundesverfassungsgericht
behandelt augenblicklich vor dem 2. Senat ln
öffentlicher Sitzung die Klage des Lan¬
des Baden gegen die Neugliede¬
rungsgesetze , die von dem Bundestag
angenommen und der Bundesregierung ver¬
kündet wurden und von Baden als verfas¬
sungswidrig bezeichnet werden . Damit ist
der Kampf Badens gegen eine Vergewalti¬
gung bei der beabsichtigten Neugliederung
des Südwestraumes , dem höchsten deutschen
Gericht zur Entscheidung überantwortet
worden . .

Das Interesse für diese Verhandlung vor
dem Bundesverfassungsgericht ist außerge¬
wöhnlich groß , so daß am Dienstag die
Plätze für Presse und Zuschauer bei weitem
nicht ausreichten , Der Vizepräsident des
Bundesverfassungsgerichts Dr . Kat z , der
dem 2. Senat vorsteht , leitet mit einer sou¬
veränen Rübe und Überlegenheit die Ver¬
handlungen , die in den beiden ersten Ta¬
gen interessante Auseinandersetzungen der
Staatsrechtle'

r aller Parteien brachte , die
bedauerlicherweise manches Mal in einer
Form geführt wurden , die den Vorsitzenden
zu der Bitte veranlaßten , bei allen Mei¬
nungsverschiedenheiten doch die gegensei¬
tige Achtung zu bewahren , ein Wunsch,
der von dem Vertreter Badens, Rechtsan¬
walt Dr . Kopf, lebhaft unterstützt wurde .

Südweststaatler -Antrlge abgelehnt .
Die Regierungen von Stuttgart und Tü¬

bingen hatten beim 2 . Senat des Bundesver¬
fassungsgerichts Anträge gestellt , die beiden
Richter Dr. Geiger und Klaus Leusser wegen
begründeten Anlasses zur Besorgnis der
Befangenheit durch andere Richter zu er¬
setzen . Der Vertreter Badens. Rechtsanwalt
Kopf , trat diesen Anträgen entgegen , da
man als selbstverständlich voraussetzen
könne , daß die Auswahl der Richter zum
Bundesverfassungsgericht in Bonn mit größ¬
ter Sorgfalt vorgenommen worden sei , so
daß ein Mißtrauen nicht gerechtfertigt er¬
scheine . Nachdem der Vertreter der Bundes¬
regierung , Staatssekretär Ritter von Lex ,
die Erklärung abgegeben hatte , daß die
Bundesregierung an eine Befangenheit der
beiden Richter nicht glaube , zog sich der
Senat zur Beratung zurück und lehnte den
Antrag , den Bundesverfassungsrichter Dr.
Geiger wegen Befangenheit zu ersetzen , ab.
Der gleichlautende Antrag bezüglich des
Richters Klaus Leussner war nach einer Er¬
klärung Leussers von den Antragstellern
zurückgezogen worden .

BUtzgesetz unter der Lope
Der erste Tag der Verhandlung vor dem

Bundesverfassungsgericht beschäftigte sich
ausschließlich mit der Frage , ob das erste
Neugliederungsgesetz , das sog . »BUtzgesetz*,
durch das die Landtage von Baden und
Württemberg -Hohenzollern ohne Befragung
des Volkes verlängert werden , verfassungs¬
widrig ist . Rechtsanwalt Dr. Kopf begrün¬
dete ausführlich die Stellung des Landes
Baden zu dem ersten Neugliederungsgesetz
und erklärte , daß dieses Gesetz einen so
einschneidenden Eingriff in die Autonomie
der Länder darstelle , daß seine Rechtmäßig¬
keit dringend überprüft werden müsse . Der
Gesetzgeber habe seine Kompetenzen über¬
schritten .

Aus der mehrstündigen Erörterung über
die Verfassungswidrigkeit des ersten Neu-
gliederungsgesetzee , an der Staatspräsident
Dr. Gebhard Müller , Minister Dr. Veit ,
Staatssekretär Ritter von Lex, Bundestags¬

abgeordneter Dr . Kiesinger und die Univer¬
sitätsprofessoren Dr . Scheuner , Bonn, Schnei¬
der , Tübingen , Dr . Gönnewein , Heidelberg ,
und Professor Dr . von der Heydte , Mainz,
teilnahmen , sei vor allem die Erklärung von
Staatspräsident W o h 1 e b , der am ersten
Verhandlungstag anwesend war , hervorge¬
hoben . Staatspräsident Wohieb erklärte , daß
man im badischen Landtag längst ein ver¬
fassungsänderndes Gesetz beschlossen hatte ,
durch das die Landtagsperloden verlängert
werden sollten , als das sogenannte Blitz¬
gesetz verkündet worden sei . Die Wähler

sollten über das Gesetz durch Volksentscheid
bestimmen . , Weil wir uns am Recht
gekränkt fühlen "

, so erklärte Staats¬
präsident Wohieb , »bitte ich , dieses Ge¬
setz für verfassungswidrig zu
erklären *. Der Sprecher der Bundesre¬
gierung , Ritter von Lex, und der Vertreter
des Bundestages , Bundestagsabgeordneter
Dr. Hiesinger , vertraten die Auffassung , daß
die Neugliederungsgesetze nicht gegen das
Grundgesetz verstoßen und daß der Bundes¬
tag seine Kompetenzen nicht überschritten
habe .

Badens Vertretung vor dem Bundesverfassungsgericht
von links nach rechts : Rechtsanwalt Dr. Kopf , Freiburg , Uaiv .-Prof . Dr. Maunz ,
Freiburg , Minister S c h ü 1 y , Univ . -Prof. Dr . N a w 1 a s k y , München , Prof . Dr , Scheu -
ner , Bonn, Freih . v . d. Heydte , Mainz. Photo Schleilger

Badens Einwände gegen das zweite Neugliederangsgesetz
Am Mittwoch wurde in der Verhandlung

vor dem Bundesverfassungsgericht aus¬
schließlich das zweite Neugliede¬
rungsgesetz behandelt . Der Vertreter
des Landes Baden, Rechtsanwalt Dr. Kopf ,
begründete ln anderthalbstündigen Darle¬
gungen ausführlich den Standpunkt des
Landes Baden , daß dieses zweite Neuglie¬
derungsgesetz mit den Grundsätzen des
Grundgesetzes nicht zu vereinbaren sei . E1 n
Land könne nicht gegen den
Mehrheltiwlllen seiner Be¬
völkerung einem anderen Lande
eingegliedert oder als Land be¬
seitigt werden .

Rechtsanwalt Kopf verlas die Erklärung ,
die er schon im Rechtsausschuß des Bundes¬
tages gegen dieses Neugliederungsgesetz
abgegeben hat . In dieser Erklärung wird
gesagt , daß das zweite Neugliederungsge¬
setz gegen Grundsätze des Grundgesetzes
verstößt
1. weil die durch die Intervention der Be¬

satzungsmacht geschaffene proviso¬
rische Ländereinteilung der
Auswertung des Abstimmungs¬
ergebnisses sugrundegelegt
wirdi

2. well der rechtliche Fortbe¬
stand der alten Länder Würt¬
temberg und Boden, aus dem sich die
Notwendigkeit der Auswertung dar Stim¬
men Innerhalb der Gesamtländer ergibt ,
nicht berücksichtigt wiedi

3. weil durch die vorgesehene Majori -
s i e ru n g das Sonderrecht des badischen
Volkes auf Weiterführung seines staat¬
lichen Lebens gegen seinen Willen und
ohne seine Zustimmung verletzt wirdi

4 . well durch die Zugrundelegung
des durch Besatzungsrecht
geschaffenen Status quo zum
erstenmal besatzungsrechtliche Zwangs¬
grenzen als Ausgangspunkt der recht¬
lichen Neugliederung anerkannt und be¬
stätigt werden , und damit die deutschen
Grenzen ln verhängnisvoller Welse prä -
judlzlert werden können .

Ausgliederung Nordbadens rechtlich nicht
gerechtfertigt .

Rechtsanwalt Kopf kam ln seinen Aus¬
führungen ausführlich auf das A u s s c h e 1 •
den des nordbadiscben Gebie¬
tes aus dem Lande Baden zu sprechen , das
jedoch lm Rechtssinne nicht erfolgt sei . Die
rein faktische Ausgliederung des nord¬
badischen Gebietes sei durch die proviso¬
rische und willkürliche Schaffung
der Zonengrenze erfolgt , wobei die
amerikanische Zone dem Verlauf der Auto¬
bahn folgte , während der französischen Zone
die Aufgabe zukam , einen Korridor zwi¬
schen Frankreich und der französischen Zone
Österreichs zu schaffen . Das ursprünglich
ln Karlsruhe befindliche Verwaltungseea -
tnue de« von Frankreich besetzten badi¬
schen Gebietes Ist , nachdem die Zonen-
grenee nach Süden verschoben wurde , nach

Freiburg verlegt worden , wohin ein nicht
unerheblicher Teil der Beamtenschaft über¬
siedelte .

Die Eingliederung Nordbadens
ln das Gebiet Nordwürttem¬
bergs könne nicht als zu Recht
bestehend anerkannt werden .
Bel der Ausklammerung des nordbadischen
Gebietes habe weder eine rechtliche Mit¬
wirkung des Landes Baden, das allein Ge¬
samtbaden repräsentiere , noch auch eine
Volksabstimmung der nordbadischen Bevöl¬
kerung stattgefunden . Die Annahme der
württemberg -badischen Verfassung in Nord¬
baden bedeute nicht eine Willens¬
entscheidung des nordbadi¬
schen Volkes , sich von Gesamtbaden
zu trennen und einem Teile Württembergs
.anzuschließen , sondern lediglich den Ent¬
schluß, innerhalb der durch die Besatzungs¬
macht geschaffenen vorläufigen und willkür¬
lichen Zonengrenzen den damals gangbaren
Weg der verwaltungsmäßigen Selbstorgani¬
sation zu beschreiten .

Das Land Baden repräsentiert Gesamtbaden
Die Führung des Namens »Baden * durch

das derzeitige Land bedeute , so führte Dr.
Kopf weiter aus , nicht die Konservierung
einer geschichtlichen Erinnerung , sondern
bekundet den Willen zur Fortführung der
staatlichen Existenz und den rechtlichen und
moralischen Anspruch auf Wie¬
derherstellung Gesamtbadens .
Die alten Länder Baden und Württemberg
seien nicht untergegangen . Sie beständen
mindestens seit 1945 wieder als Länder .

Die Nichtberücksichtigung des
M e b r h e i t s w i 11 e n s des gesamt -
badischen Volkes verstoße in gleicher
Welse gegen die verfassungsrechtlichen Re¬
geln der Selbstbestimmung und des Grund¬
rechts auf Achtung der politischen Unabhän¬
gigkeit . Eine verfassungswidrige Uberstim¬
mung Badens beruhe in jedem Falle darin «
daß das zweite Neugliederungsgesetz auf das
Ergebnis der .Stimmen im gesamten Abstim¬
mungsgebiet für wesentlich und unter Um¬
ständen entscheidend erkläre . Die größere
Zahl der württembergischen Abstimraungs -
teilnehmer sichere diesem von vornherein
das Übergewicht über die badischen Abstira*
mungsteilnehmer und nehme daher dasEr -
gebnlsohne echteEntscheidung
vorweg . Dies widerspreche dem Sinn und
Wesen einer demokratischen Abstimmung .

Rechtsanwalt Dr. Kopf belegte seine Aus¬
führungen mit Urteilen bekannter Staats¬
rechtlehrer und Völkerrechtler , von denen
Professor Scheuner , Bonn, Prof. Nawlasky ,
München-St. Gallen und Professor von der
Heydte , Mainz, den Standpunkt der badi¬
schen Regierung vertraten . Rechtsanwalt
Dr. Kopf schloß seine gutfundlerten Aus¬
führungen mit den Worten »Das Land Ba¬
den legt sein Schicksal in die Hände des
hohen Gerichts in der Hoffnung , daß in die¬
sem Raume nur Recht gesprochen werde ,
Baden vertraut auf die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts .*

Nach 2‘/«täglgar Verhandlungsdauer schloß
der Vorsitzende Dr . Katz die Verhandlung ,
auf die wir noch ausführlich zurückkommen ,
mit der Mitteilung , daß das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts am
Dienstag , 23 . Oktober , verkündet
wird.

Oti \ .i



Das Gesetz zur Herbeiführung des Südweststaates
Von oinom Mitglied dos hossisohon Landtagos

Dl* NeugUedenmgegasetze stehen «ugenbUcklich im Mittelpunkt der Verhandlungen vor dem zweiten Senat d*e Bundesverfas¬
sungsgerichts . Wir veröffentlichen anbei die Auffassung eines Mitgliedes deshessischen Landtags Aber die Neu-
gllsSenmgsgesetze , di* deshalb interessant ist , well sie die Meinung eines außerhalb des Südwestraums stehendenParlamentariers

wiedergibt

Oberen dort, wo dl* Grundsätze des
StaatsbArgerTechts und der Volkssouveräni¬
tät bestehen , gilt es als selbstverständlich ,
daß die BArger verschiedener Staatswesen
Ober den Zusammenschluß Ihrer Länder zu
einer höheren politischen Einheit durch Ab¬
stimmung beschließen können , — sofern ein
jeder der beteiligten Staaten eine Mehrheit
fAr die Verschmelzung aufbringt . Die Ab¬
stimmenden bekunden dabei ihren freien
Willen , die traditionellen Werte Ihrer bis¬
herigen Rechte- und Kulturgemeinschaft ein¬
zutauschen gegen die Ideale oder Vorteile
der neuen , höheren Einheit .
/ Völlig ausgeschlossen Ist hingegen —

wenn man von der demokratischen oder
rechtsbArgerlichen Basis ausgeht — das Ver¬
fahren , die Stimmen des einen
Staates mit denen des anderen
durcheinanderzumischen und
dergestalt eine Mehrheit aus¬
zurechnen . Darin läge bereits die Mög¬
lichkeit einer verschleierten Annexion des
kleineren Staates durch den größeren .

Das Gesetz des Bundestages zur württem -
bergisch -badischen Abstimmung Aber den
„SAdweststaat * beruht jedoch gerade auf
diesem Verfahren .

Nachdem eine frAhere Abstimmung auf
seiten Badens negativ , d. h . gegen den
. SAdweststaat 1

, ausgefallen ist ,
hat das Gesetz fAr die Auszählung der Stim¬
men aus jedem der beiden Länder zwei Ab¬
stimmungsbezirke konstruiert mit der Maß¬
gabe , daß der .SAdweststaat * "beschlossene
Sache sei , wenn sich fAr ihn ln drei dieser
Bezirke eine Mehrheit ergibt — ein Ergeb¬
nis , das von vornherein bereits feststeht 1

Es sind somit nicht die Badener , die Aber
den Willen Badens und nicht die Württem -
berger , die über den Willen Württembergs
entscheiden . Vielmehr werden die Stimmen
des einen Staates mit denen des anderen
unbekümmert zusammenaddiert , um ein be¬
stimmtes Ergebnis zu erhalten . Unter Um¬
ständen führt dies zu einer einfachen
Vergewaltigung des kleineren
Staates durch den größeren , denn
der Verschluckende votiert mit dem zu Ver¬
schluckenden in gemeinsamer Stimmabgabe
—- ein Vorgang , von dem man hoffen muß,
daß er in Europa nicht Schule macht.

Am Anfang steht hier ganz offenbar nicht
die Absicht , den Fusionswillen der Bürger
eines jeden der beiden historischen Staaten
gesondert zu ermitteln , sondern der Wunsch,
die Fusion auf jeden Fali herbeizuführen ,
Das geht auch daraus hervor , daß juristisch
gebildete Abgeordnete des Bundestages kur¬
zerhand erklärten , sie stimmten deshalb für
das Abstimmungsgesetz , weil der Südwest -
etaat . ein Fortschritt * sei . Die subjektive
Überzeugung von irgendeinem .Fortschritt *
hat nun wahrscheinlich auch jeder Autokrat
oder Diktator , der sich ein Land oder eine
Provinz unterwirft . Der rechtsbürgerliche
Staat , oder , wie man so gern sagt , die De¬
mokratie , schließt aber nun einmal die
Pflicht in sich , die Bürger eines Staatswesens
telber zu befragen , ob sie dessen Auflösung
für einen »Fortschritt * halten oder nicht.
Diese Frage muß man den Betroffenen auch
dann stellen , wenn man über das Wesen des
.Fortschritts * anderer Meinung «ein sollte
eis die Befragten .

Zur Erreichung des vorgefaßten Zieles —
des «SAdweststaates * — ist man nun soweit
gegangen , die juristische Existenz eines ba¬
dischen und württembergischen Staates , die
beide eine alte Tradition haben , ganz ein¬
fach zu leugnen , um dafür den Besat¬
zungsgrenzen — nach denen die Ab-
stlmmungsbezirke eingeteilt wurden I — die

' staatliche Realität zuzuschrei¬
ben . Das ist ein unglückseliges Argument ,
wenn man bei anderen Gelegenheiten dem
.Bisemen Vorhang * die staatsrechtliche End¬
gültigkeit abspricht und auf die Konstatie¬
rung des juristischen Fortbestandes Deutsch¬
lands Wert legt .

Übrigens braucht man sich nur einen
Augenblick vorzustellen , die Besatzungs¬
mächte selber hätten eine Volksabstimmung
Aber eine ähnliche Frage auf der Grundlage
der von ihnen etablierten Verwaltungsgren -
zen angeordnet . Der Protest fast des ganzen
Volkes gegen Willkür , Siegerübermut und
Verhöhnung der Menschenrechte wäre außer
Zweifel . Hier geschah das gleiche
durch eine deutsche Gesetz¬
gebung , und zwar ohne Rücksicht auf die
Gefährlichkeit des für alle Welt geschaffenen
Präzedenzfalles . (Die oberschlasiscfae Abstim¬
mung nach dam Vertrag von Versailles war
ln manchen Punkten tatsächlich gerechter als
das Südweststaatdekret .) Vielen scheint das
Groteske und Verderbliche die -
■ erAbstlmmungsregienlchtein -
mal bewußt zu sein .

Man argumentiert entweder grundsätzlich
als .Unltarlst " oder .Föderalist * oder oppor -
tunistisdt nach Gesichtspunkten wirtschaft¬
licher Vorteile oder politischer Sympathien
und Antipathien . Das rechtliche —■ oder

widerrechtliche — Verfahren Ist dabei ledig¬
lich ein Mittel zur Durchsetzung der Vorteile
oder der . Prinzipien * . Man mag das . Poli¬
tik * nennen , aber Politik ohne feste Rechts¬
grundlage führt rettungslos zum Abgrund .
Sicher wäre in einem anderen Föderalstaat ,
sei es die Schweiz oder die USA, solche Miß¬
achtung historischer Gemeinschaften von Mit¬
bürgern überhaupt nicht vorstellbar . Es ist
wohl keine Übertreibung , wenn man hier
von einer Schizophrenie des
Rechtsbewußtseins spricht.

Wahrhaft zynisch aber wirkt es , wenn man
bei dieser scheindemokratischen
Prozedur — was sehr oft , ja fast all¬
gemein geschieht — den Streitgegenstand
als solchen auf die Ebene des Unerheblichen
und Lächerlichen schiebt — etwa : es sei
doch ganz egal , auf welche Weise so ein
komisches Vaterl &ndchen wie Baden endlich
von der Bildfläche verschwinde . Mit wel¬
cher Einwohnerzahl beginnt ei¬
gentlich der Anspruch auf Men¬
schen - utrd Bürgerrechte ?

In dieser pleblszitären Menschenfresserei
offenbart sich eine Denkart und Empfin¬
dungswelt , die sich allmählich vom Bai¬
kal bis zum Bodensee auszudehnen

Ministerpräsident Maier von der Stutt¬
garter Südweststaatregierung hielt es' für
richtig bei dem Staatsakt zur Eröffnung des
Bundesverfassungsgerichts euch die Süd¬
weststaatfrage bei seiner Begrüßungsan¬
sprache zu erwähnen . Die Schaffung- eines
Südweststaates scheint dem Stuttgarter Re¬
gierungschef Tag und Nacht keine Ruhe
mehr zu lassen . Bel jeder möglichen und
unmöglichen Gelegenheit bringt er die Süd¬
weststaatfrage aufs Tapet . Er hatte auch in
diesem auserlesenen Gremium im Karls¬
ruher Schauspielhaus bei der Eröffnung des
Bundesverfassungsgerichts einen großen
Helterkeitserfolg , als er ln seiner Ansprache
auf den aktuellen Anlaß zu sprechen kam
und dabei von der . friedlich gestimmten
Stuttgarter Regierung * sprach.

Nun Hegt es noch nicht lange zurück , daß
derselbe Ministerpräsident ln einer Süd-
weststaatkundgebung Bayern wegen seines
Eintretens für das Land Baden in einer
Form angrlff , dKden Bayerischen Minister¬
präsidenten Ehard veranlaßt « , in einer

Es ist begreiflich , daß die rein sachlichen
Darlegungen so bekannter Staatsrechtler wie
Prof . Dr. Scheuner , Bonn, und Prof. Dr. Na-
wiasky , München , in der Verfassungsklage
des Landes Baden vor dem Bundesverfas¬
sungsgericht dien Südweststaat -Politikern auf
die Nerven ging . Das konnte man an den
ersten beiden Verhandlungstagen bei den
Ausführungen des Staatspräsidenten Dr . Geb¬
hard Müller , seines Kollegen Minister Ren¬
ner und vor allem aber des wttrttemberg -
badiachen Ministers Dr. Veit deutlich fest -
steilen . Man hatte an diesen beiden ersten
Verhandlungstagen den Eindruck eines sehr
einseitigen Rededuells , — der Politiker auf
der einen Seite und der Staatsrechtler auf
der anderen Seite ,

Am Schlüsse des zweiten Tages der Sitzung
des Bundesverfassungsgerichts protestierte
Minister Dr. V e 11 ln sehr erregtem Ton im
Namen der Bevölkerung von Nordbaden ( I) ,
daß das Land Baden das Recht ln Anspruch
nimmt , Gesamt -Baden zu repräsentieren .
Minister Dr. Veit mußte allerdings zugeben ,
daß Nord - Baden und Nord - Würt¬
temberg durch Besatzungswil -
len zusammengesch 1 ossen wor¬
den sei , aber er meinte , das nordbadische
Volk habe sich lra Jahre 1946 ln freier Ab¬
stimmung zu der württemberg -badischen
Verfassung bekannt .

Herr Minister Dr. Veit : Wer hat Ihnen die
Ermächtigung gegeben , ausgerechnet ln der
Stadt , in der 70 000 Wähler , also mehr als
*/• der Abstimmenden , gegen den SücTwest-
staat gestimmt haben , für das nordbadische
Volk zu sprechen ?

Eine Frage , Herr Ministers Wer hat lm
Jahre 1946 eigentlich abgestimmt ? Hundert¬
tausende waren damals noch ln Kriegsgefan¬
genschaft und die Entnazifizierung hatte
Zehntausenden dos Wahlrecht genommen .
Die Beiatzungsmacht mischte sich dauernd
in die Verfassungsverhandlungen ein und
das nennen Sie, Herr Minister , eine freie Ab¬
stimmung des Volkes !

droht . Wer auch nur daa Abc der Demokra¬
tie , der Menschen - und Bürgerrechte kennt
und ernst nimmt , dem wird es klar sein , daß
jede historische Volks - und Rechtsgemein¬
schaft , und sei sie noch so klein , unter eilen
Umständen respektiert werden muß . Es ist
kein . Fortschritt *

, wenn ein kleines Land
statt durch den Kommißstiefel durch die
technische Manipulation eines naturrechts¬
widrigen Abstimmungsverfahrens „ Uqui -
diert * wird . Wo dies geschieht , da wird in
jedem Falle denjenigen ein Helferdienst ge¬
leistet , die sich die Zerstörung der
rechtsbürgerlichenOrdnung und
der restlichen Freiheiten in der Welt zum
Ziele setzen .

Die Richter des neuen Bundesverfassungs¬
gerichts , die über die konstitutionelle Recht¬
mäßigkeit des Verfahrens in der Südwest¬
staatabstimmung zu urteilen haben , entschei¬
den nicht über eine badische oder württem -
berglsche Angelegenheit , auch nicht über
.Unitarismus * oder „Föderalismus ” . Sie fäl¬
len das Urteil über das Weiter¬
leben der deutschen Experimen¬
taldemokratie , und man muß hoffen,
daß sie ihr nicht gleich den Totenschein aus¬
stellen .

Pressekonferenz die Angriffe des Württem¬
berg • badischen Ministerpräsidenten Dr.
Maler als ebenso unerfreulich und bedauer¬
lich , wie unberechtigt zu bezeichnen ,

Diese . friedlich gestimmte * Stuttgarter
Regierung war es auch, die gegen zwei
Richter des 2 . Senats des Bundesverfas¬
sungsgerichts Verwahrung einlegte und die
Ersetzung durch andere Richter beantragte .
Damit wurde schon vor Beginn der ersten
Verhandlung vor dem Bundesverfassungs¬
gericht durch die Stuttgarter Regierung eine
Atmosphäre geschaffen , die gerade nicht er¬
freulich genannt werden kann . Ist es nicht
peinlich , wenn gegen das höchste deutsche
Gericht noch vor Beginn der Tätigkeit von
der Regierung eines Bundeslandes gleich
gegen einzelne Richter Sturm gelaufen
wird ?

Wir wollten damit nur die Friedfertig¬
keit , von der Herr Ministerpräsident Maler
beim Karlsruher Festakt des Bundesverfas¬
sungsgerichts unter der Heiterkeit der An¬
wesenden sprach , etwas näher beleuchten .

Damals ging es einzig und allein darum,
eine Ordnungszelle in dem zerrütteten Staats¬
wesen zu schaffen , damit das Chaos gebannt
und nicht Zehntausende verhungerten . Die
damalige Zustimmung des nordbadischen
Volkes bedeutete keineswegs eine Zustim¬
mung zur endgültigen Aufgabe ihres Landes.
Das wird am Tage der Abstimmung für
oder gegen den Südweststaat eindeutig fest¬
gestellt werden .

Die Behauptung von Minister Dr. Veit ln
der Sitzung des Bundesverfassungsgerichts
am Mittwoch , daß die Freiburger Regierung
bereit gewesen sei , mit Südwürttemberg
einen Staat zu bilden , wurde sofort von
Univ .-Prof . Dr. M a u n z , Freiburg , korrigiert ,
der im Namen der badischen Regierung die

* Erklärung abgab , daß das Land Baden
keinen Entschluß gefaßt habe ,
■ ich mit Südwürttemberg zusam -
menzuschließen .

Wer ist alles gegen den
Südwestsiaat ?

Im SUdwestdeutschen Echo .Vom See zum
Main * Nr . 4 vom 20 . 9 . 1951 wird aufge¬
zählt , wer alles gegen den Südweststaat Ist.
An erster Stelle steht natürlich die badische
Regierung und dann folgen Bundeifinanz¬
minister Schäffer, Bayerns Ministerpräsident
Bhard , Bayerns Landtagsprästdent Dr . Hund¬
hammer , und dann werden geschmackvoller¬
weise die Franzosen genannt und schließlich
auch die Kommunisten .

Einen wesentlichen Faktor hat dieses Süd¬
weststaat -Blättchen vergessen zu nennen ,
nämlich das badische Volk . Aber was inter¬
essiert diese Leute schon das Volk , wenn es
um die Schaffung einer Machtposition geht .
Aber gerade dieses badische Volk wird zu
gegebener Zeit die richtige Antwort auf alle
Verleumdungen und Beschimpfungen der
Stuttgarter SUdweststaatreglerung geben .

Heilerkeilserfolg für
Minislerpräsidenl Maier

Dr. Veit's badischer Auftrag?
Warum io aufgeragt Herr Minister ?

5 Jahre
„Heiner SUdweststaat"
Die wirtsehalltlche und steuerliche Entwick¬

lung in Nordbaden seit 1948
In N o r d b e d e n ist seit 1945 eine stän¬

dige rückläufige Bewegung seiner
Steuer - und Finanzkraft festzustellen . Setzt
man für das Steueraufkommen des Jahres
1945 von Nordwürttemberg die Einheit 100,
so ergibt sich folgendes Bild:

Einkommensteuer 1947 . . 96 */*
Einkommensteuer 1948 , . 89 */*
Einkommensteuer 1949 , . 75 */*
Umsatzsteuer 1947 , . 97 •/»
Umsatzsteuer 1948 . . 90 */*
Umsatzsteuer 1949 . . 81 */•

Nordwürttemberg hat die Einheit 100 vom
Jahre 1945 bis heute ungeschmälert beibehal¬
ten . Es ist somit lm .Kleinen Südweststaat *
eine zweigleisige Entwicklung festzustellen :
Die Steuer - und Finanzkraft Nordwürttem¬
bergs bleibt , während diejenige von Nord -
baden ständig zurückgeht .

Das Steueraufkommen ist aber nur der
Ausdrude der Wirtschaftskraft eines Landes .
Die Wirtschaftskraft Nordbadens ist somit
■eit 1945 ständig zurückgegangen , während
diejenige von Nordwürttemberg glelchgeblie -
ben ist .

Das Zurückgehen der Wirtschaftskraft
Nordbadens , die Verschlechterung seiner
wirtschaftlichen Lage hat schließlich dazu ge¬
führt , daß ein großer Teil Nord¬
badens zu „Förderbezirken * er¬
klärt werden mußte . Diese Feststel¬
lung ist der Stuttgarter Regierung bestimmt
nicht leichtgefallen , aber sie war nicht mehr
zu umgehen . Damit Ist amtlich festgestellt ,
daß der größte Teil Nordbadens ein Not¬
standsgebiet ist , beinahe vom Status Schles¬
wig -Holsteins .

Dies ist das Ergebnis von 5 Jah¬
ren . Kleinem Südweststaat *.

Was hat Stuttgart getan ?
Was hat nun die Regierung ln

Stuttgart getan ?
Sie hat hauptsächlich auf Drängen nord¬

badischer Abgeordneter ein Notstands -
programm aufgestellt , das aber mehr auf
dem Papier steht und nur Dachreparaturen ,
aber keine wesentliche Abhilfe bedeutet . Im
übriger# hat sich die Stuttgarter Regierung ln
einer Denkschrift an die Bundesregierung ln
Bonn gewandt mit u . a. folgender Darlegung :

. Den Bemühungen der Landesregierung ,
aus eigener Kraft die Notlage
der nordbad1scben Kreise zu
mildern , seien enge Grenzen gesetzt ,
well Infolge der stetigen Ver¬
schlechterung des Haushalts -
planesdesLandesdtefür eine wirk¬
same Hilfeleistung notwendigen Mittel nur
zu einem geringen Teil bereitgestellt wer¬
den können . *

(Heidelberger Tageblatt Nr . 138
vom 13 . 6 . 1951 )

Bonn hat sich zu einer Hilfe, wie allgemein
bekannt ist , außerstande erklärt . Die Denk¬
schrift der Stuttgarter Regierung Ist somit
das amtliche Eingeständnis dafür , daß Stutt -

für das „Badnerland"

gart entweder nicht helfen kann oder nicht
helfen will . Im Endergebnis Ist es aber das
gleiche : Der bisherige Zustand in Nordbaden
bleibt fortbestehen . Zahlreiche Arbeitslose
Nordbadens , vor allem des Frankenlandes ,
sind damit verurteilt , Dauerarbeltiloie zu
bleiben .

Selbständiges Baden besser
Welchen Sinn hat es nun noch für die nord¬

badische Bevölkerung , weiter bei Stuttgart
zu bleiben ? Hier gilt nur noch der Satze . Hilf
dir selbst , so hilft dir Gottl * Das beißt : . Weg
von Stuttgart und Wiederarringung
der eigenen Selbständigkeit . Ist
Baden selbständig , so wird es in kurzer Zelt
zumindest die Steuer - und Wirtschaftskraft
haben , die es vor 1944 gehabt bat .

Südbadens Wirtschaft hat bereits solche
Fortschritte gemacht , daß es baute finanz¬
kräftiger Ist als Niedersachsen , Schleswig-
Holstein , Rheinland -Pfalz, Südwürttemberg -
Hohenzollern und Bayern und bereits witder
an den Bund Finanzausgleich zahlen muß.
Baden als selbständiges Land
wird wirtschaftlich besser fah¬
re n , da die Grenze von Basel bis Mannheim
keine Schießgrenze mehr ist und auch nicht
mehr sein wird , der Rhein als der verkehrs¬
reichste Strom Europas seine wirtschaftliche
Funktion ungestört ausüben kann und Baden
nach Erringung seiner Selbständigkeit in die
Lage versetzt ist , die hierin liegenden Chan¬
cen auszunutzen und die badische Bevölke¬
rung der wirtschaftlichen Bedeutung der
früheren Jahre entgegenzuführen .



Benachteiligung des nordbadischen Handwerks
Im kleinen Südweststaat Württemberg-Baden wird kaum nodi Rüdesicht aut badisdie Belange genommen und es gibt leider Kreise , die sldi damit abfin-

den. Die Stuttgarter Südweststaatregierung geht in dieser Nichtbeachtung der Einstellung der badischen Bevölkerung mit gutem Beispiel voran, betreibt hem¬
mungslos amtlich die Propaganda für den SUdweststaat auch mit Steuergeldern aus Nordbaden und überwadit die untergeordneten Dienststellen und Organi¬
sationen, in denen in den Schlüsselstellungennur SUdweststaatanhänger sitzen , ob sie auch in all ihren Handlungen dem SUdweststaat dienen . Besonderen
Wert legt man ln Stuttgart darauf, daß möglichst Fachorganisationen und Verbände aus Baden und Württemberg sich zusammenschllefien , selbstverständlich
mit dem Sitz in Stuttgart, damit man besser nach Sttdweststaatinteressendirigieren kann.

In letzter Zeit war das Land Württemberg-Baden auf Ausstellungen der verschiedensten Art vertreten. In Sonderschauensollten die Besucher einen Über¬
blick über die Erzeugnisse aus Württemberg-Baden erhalten. Wie diese Repräsentation des Landes Württemberg-Baden , also im «Kleinen SUdweststaat “, aus¬
sieht, davon geben wir unseren Lesern hier zwei charakteristische Beispiele .

Handwerkerschau in Südweststaat-Perspektive
bn Juli fand Im Hause de« Landes¬

gewerbeamts in Stuttgart eine Handwer -
karachau statt . Jeder badische Handwer¬
ker , der dleee Ausstellung besuchte , schüt¬
telte den Kopf über die Ahnungslosigkeit
der Veranstalter dieser Ausstellung . Einer
der badischen Besucher, Dr. Bruno Rotzinger ,
Syndikus in Mannheim , hat an den Präsi¬
denten der Handwerkskammer Mannheim ,
Sieber , einen Brief geschrieben , der
kennzeichnend ist für die Einstellung der
Stuttgarter Südweststaatkreise . In dem Brief
an den Mannheimer Handwerkskammerprä¬
eidenten heißt es wörtlich :

Sehr geehrter Herr Präsident !
In Stuttgart wird zur Zeit eine Deutsch-

Amerikanische Ausstellung über Buchein¬
bände , Fotos und Verpackungen durchge¬
führt . Der Ausstellung ist eine Sonder¬
schau des württemberg - badi¬
schen Handwerks angeschlossen .
Das Kernstück der Ausstellung ist eine
optische Darstellung der Schwerpunkte
des erzeugenden Handwerks ln Nordwürt¬
temberg und Nordbaden . Auf einer großen
Karte werden mittels farbiger elektrischer
Birnen die handwerklichen Schwerpunkte
der einzelnen Kreise dargestellt . v

Uber die Darstellung selbst war ich
sprachlos . Ich habe mich gefragt , lates
denn ln Stuttgart nicht be¬
kannt , daß sich in Mannheim
und Karlsruhe 2 Handwerks¬
kammern und außerdem ln
Karlsruhe das Badische Lan¬
desgewerbeamt befindet ? Als
Schwerpunkte des erzeugenden Handwerks
sind u . a . folgende Gruppen angegeben :
I . Wasserfahrzeuge , 2. Karosseriebau ,
3 . Drechsler , 4 . Keramik , 3 . Handschuhe,
6. . Leder , 7. Maschinenbau , 8 . Kupfer,
9. Wein - und Mostfässer , 10 . Webwaren ,
II . Sitzmöbel uaw.

Nach der Darstellung hat Mannheim
einen Schwerpunkt : Wasserfahrzeuge . Hei¬
delberg 2 Schwerpunkte : Karosseriebau
und Drechsler. Karlsruhe 2 Schwerpunkte :
Keramik und Handschuhe . Stuttgart 9
Schwerpunkte : Kupfer , Maschinen , Karos-
serlebau , Wein - und Mostfässer , Drechsler,
Keramik , Webwaren , Handschuhe und
Sitzmöbel .

s Zu diesen Aufstellungen hab« ich fol¬
gendes zu bemerken :

1 . In Mannheim ist der Schwerpunkt
Wasserfahrzeuge unwesentlich . Die vor¬
handenen handwerklichen Schiffsschmie¬
den sind ohne Bedeutung . Lediglich einige
mechanische Werkstätten führen Unter¬
aufträge für die wasserfahrzeugbauende
Industrie aus.

Ein Hauptschwerpunkt des
Mannheimer Handwerks ist der
Maschinen - und Apparatebau . Ich erinnere
an die Betriebe Fuchslocher, Kohl, Roos,
Kern usw. , deren Arbeiten im In- und
Ausland anerkannt sind . Ich habe nur die
hauptsächlichsten Vertreter herausge¬
griffen , Die Liste könnte jederzeit erwei¬
tert werden ,

In der Gruppe Leder und Felle haben
wir einen ausgesprochenen Schwerpunkt
ln Mannheim . Die Mannheimer Kürsch¬
nereien , an der Spitze die Firma Richard
Kunze , liefern ihre Erzeugnisse weit über
Nordbaden hinaus . Außerdem sind seit
neuestem Leipziger Pelzzurichter im Kreis
Mannheim ansässig .

Das Drechslerhandwerk war in Mann¬
heim bis 1948 führend . Die Umsätze sind
Infolge des Geldmangels zurückgegangen .
Die Betriebe sind aber noch restlos vor¬
handen und können jederzeit eingesetzt
werden .

Für die Stahlmöbelerzeugung haben wir
ln Neckarau die Firma Carle , die seit Jahr¬
zehnten Stahlmöbel herstellt und sich be¬
reits lm ganzen Bundesgebiet einen guten
Ruf erworben hat .

Auch die Gruppe Webwaren und Strik -
kerelen ist in Mannheim gut besetzt . Aus
der früheren Firma Mannheimer Heim¬
arbeit ist jetzt die Modellstrickerei Anna -
Maria Selter hervorgegangen , die mit
ihren Entwürfen im ganzen Bundesgebiet
führend ist .

Der Schwerpunkt des nordbadischen Ka¬
rosseriebaues Hegt im Landkreis Mos¬
bach . Die bedeutendsten nordbadlsdten

Anhängerbaubetriebe sind die Finnen
Spitzer und Weigold . Sie sind im Land¬
kreis Mosbach ansässig .

Ein Schwerpunkt der Möbelherstellung
ist der Landkreis Sinsheim . In der Ge¬
meinde Eschelbronn werden seit nahezu
100 Jahren Möbel aller Art hergestellt
und hauptsächlich ln Norddeutschland ver¬
kauft . Im Kriege waren über 40 Schreine¬
reien ln Eschelbronn vorhanden , die bis
zu 80 Hilfskräften beschäftigen . Jetzt dürfte
die Zahl der , Betriebe weit größer sein.

Einen Skandal kann man schon die Ver¬
gebung der Arbeiten beim Neubau eines
Arbeitsamtes in Heidelberg nen¬
nen . Mit dieser Angelegenheit befaßte sich
der Bund Deutscher Architekten , Kreisgruppe
Heidelberg , die an ein Mitglied des Stutt¬
garter Landtages folgenden Brief richteten :

Sehr geehrter Herr Abgeordneter !

Wegen des Neubaus eines Arbeitsamtes
ln Heidelberg , Ecke Kaiser - und Ringstraße ,
wenden wir uns heute an Sie mit der Bitte
um Ihre Unterstützung . Wie wir dieser
Tage den Heidelberger Tageszeitungen
entnehmen , wurde die Vergebung der Bau¬
arbeiten für genannten Neubau ausge -

. schrieben . Dadurch erfuhren wir erst , daß
dieses Bauvorhaben schon soweit in der
Planung gediehen ist und mußten zu un¬
serem größten Erstaunen feststellen , daß
mit der Entwurfsbearbeitung ein Stutt¬
garter Architekt , Herr Dipl.-Ing . Alfred Er-
linger , Stuttgart -Hedelfingen , Kreßbronner
Straße 1 , beauftragt ist . Die statischen Be¬
rechnungen und deren Prüfung wurden
ebenfalls von Stuttgarter Fachleuten an-
gafertlgt und durchgeführt . Den Hei¬
delberger bzw . Nordbadener
Architekten wurde keine Ge¬
legenheit gegeben , sich ln ir¬
gend einer Form um diese Bau¬
aufgabe zu bewerben . Die Bau¬
kosten sind mit rd , 1 800 000 DM ange¬
geben . Als Bauherr zeichnet das Landes¬
arbeitsamt Württemberg - Baden, Stutt -
gart -W , Hölderlinstr . 36, vertreten durch
Herrn Hettlch .

Wie uns bekannt , sind Sie , Herr Abge¬
ordneter , Mitglied des Wirtschaftsaus¬
schusses . Aus diesem Grunde wenden wir
uns auch an Sie mit der Bitte , festzustel¬
len , wie es möglich ist , daß ein derart
große« Bauobjekt , das doch von den
Steuergeldem aller Bürger finanziert wird ,
von einer staatlichen Behörde frei¬
händig vergeben wird , Zumindest hätte
man erwarten dürfen , daß unter den frei¬
schaffenden Architekten ein Wettbewerb
ausgeschrieben worden wäre , Wir glauben
tagen zu dürfen , daß es auch ln Heldel -

Ich habe nur einzelne Berichtigungen
herausgegriffen . Um alles klar zu stellen ,
müßte man sich einige Zelt mit der Ma¬
terie befassen .

Ich möchte Sie im Ansehen des Hand¬
werks dringend bitten , zu sorgen , daß
künftig derartige falsche Darstel¬
lungen und Zurücksetzungen
des noTdbadischen Handwerks
unterbleiben . So wie die Schau aufgezogen
ist , dürfte sie die beste Propaganda für die
Altbadener sein .

berg bzw . Nordbaden genügend geeignete
Architekten gibt , die einer derartigen
Bauaufgabe ln Entwurf und Ausführung
gewachsen sind . Das Vorgehen des Lan¬
desarbeitsamte « in dieser Angelegenheit
befremdet um so mehr , da gerade unsere
Gegend von der Staatsregierung zum Not¬
standsgebiet erklärt wurde . Dem Ge¬
danken des Südweststaates
wurde damit ein schlechter
Dienst erwiesen .

Nachdem die Angelegenheit nun schon
soweit gediehen ist , bitten wir Sie , sich
mit Ihrer ganzen Person dafür einzusetzen ,
daß wenigstens die örtliche Bauleitung
einem Heidelberger Architekten EDA über¬
tragen wird . Dann wird es sich auch er¬
übrigen , daß die Heidelberger
Handwerker nach Stuttgart
fahren müssen , wie die Ausschrei¬
bung verlangt , um sich dort die Ver¬
gebungsunterlagen zu holen . Ferner
könnte dadurch auch das geplante Bau¬
büro auf der Baustelle in Heidelberg ln
Wegfall kommen , welches mit einem un¬
gefähren Kostenaufwand von rd . 18 000
DM (zwei Arbeitsräume , zwei Schlafräume
und einen Abort mit insgesamt 38 qm
überbauter Fläche) für die Dauer der Bau¬
zeit erstellt und dann wieder abgebrochen
werden soll.

Für Ihre Bemühungen sagen wir Ihnen
jetzt schon besten Dank und zeichnen mit
vorzüglicher Hochachtung Bund Deutscher
Architekten BDA , Kreisgruppe Heidelberg .
Das Urteil über diese Behandlung Nord¬

baden « überlassen wir unseren Lesern . Es
ist nur merkwürdig , daß manche Anhänger
des Südweststaatgedankens in Baden immer
wieder den Mut aufbringen , zu behaupten ,
daß das Land Baden durch Württemberg
nicht benachteiligt würde . Hier ist wieder
einmal eines der krassen Beispiele für die
Einstellung der Stuttgarter Amtsstellen , die
vorläufig im kleinen Südweststaat noch
über die Vergebung im Lande Nordbaden
zu bestimmen haben , Es liegt bei der ba¬
dischen Bevölkerung selbst , diesen skanda¬
lösen Zuständen bei der Abstimmung ein
Ende zu bereiten .

SUdweststaat und Gastronomie
Augenblicklich findet in Frankfurt a . M.

eine Bundesfachschau der Hoteliers und der
Köche statt , auf der auch der kleine Süd¬
weststaat Württemberg -Baden vertreten ist .
Wie nun die schwäbische und badi¬
sche Küche auf dieser Bundesfachschau
in Erscheinung tritt , darüber lesen wir ln
der .Badischen Zeitung * ln Freiburg u . a.
folgendes :

.Ähnlich wie auf der Handwerksmesse in
München war auch auf der gastronomischen
Schau ln Frankfurt festzustellen , daß Ba¬
den zu, sagen wir einmal , .bescheiden *
aufzutreten pflegt ! Der Chronist weiß nicht,
wer verantwortlich für die Auswahl der
Rezepte aus der Küche von Würt¬
temberg - Baden im Katalog ist — ein¬
mal kang man , selbst wenn man ein An¬
hänger des Südweststaates wäre , nicht von
ausgeprägten gemeinsamen Zügen der
schwäbischen und der badischen Küche spre¬
chen. Jede von ihnen hat ihren eigenen Cha¬
rakter , der durchaus anspricht und ein An¬
recht darauf hat , als selbständig zu gelten .
Und dann berührt die Einführung des Ab¬
schnitts im Katalog , der Besonderhel -

Wo bleibt Deine Spende
für die Heimat ?

Der Arbeitsgemeinschaft der Badener

stehen zur Wiederherstellung Badens nicht

die Mittel zur Verfügung wie den von den

Regierungsstellen des .Kleinen Südweststaa¬

tes * unterstützten SUdweststaatpropagan -

disten . Darum spende , daß Deine Heimat ln

ihrer Selbständigkeit erhalten wird und nicht

auf der Landkarte verschwindet .

Spenden für die Landesgruppe Oberbaden

sind zu richten an die Arbeitsgemeinschaft

der Badener , Freiburg , Postscheckkonto

7373 Fre" l , g , oder an die Hauptgeschäfts¬
stelle des Landesverbände - der Arbeitsge¬

meinschaft der Badener , Karlsruhe , Post¬

scheckkonto Karlsruhe 33 186.

ten der Kochkunst in . Württem¬
berg - Baden * bringt , wirklich alles an¬
dere als sachkundig . Hier sei er wörtlich an¬
geführt :

,Ob die guten Württemberger und Ba¬
dener ( !) auch kulinarische Spezialitäten
kennen ? Nun gewiß doch! Württemberg ist
das Land der Spätzle , und diese macht man
diesen Landsleuten , so vollkommen wie
diese es verstehen , so leicht nicht nach ! In
Norddeutschland , wo man sie nur wenig
kennt , hat man keine Ahnung , welche
schmackhaften Gerichte sich lm Verein mit
Spätzle hersteilen lassen . Diesen Gerichten
gebührt höchstes Lob !1

Und nun reihen sich Rezepte an für Spätzle
in allen Arten . Hätte nicht auch vom .badi¬
schen' Ochsenfleisch mit Beilagen , von der
Meerrettichsauce bis zu den Preiselbeeren ,
vom eingemachten Kalbfleisch mit Nudeln
und manchem anderen , was gerade der
norddeutsche Gast im Badischen gern ißt,
wenigstens andeutungsweise gesprochen
werden sollen ? . . . *

Unsere badischen Gerichte schmecken uns
auch ohne schwäbische Reklame , aber es ist
doch kennzeichnend für die Einstellung die¬
ser Südweststaatkreise , die nicht rasch ge¬
nug alles Badische auslöschen möchten.

Hsrausitbsn UsSsmrbasd dti arbsiMitmsinicban dsi
Bsdsntr a T Ksrlirub « Rsiursti M. Tslsloo «««9.

Vsfsniworilicb tu » d«n Inhslt :
Dt Pritdricb Werbet Rsrliruhe

Orgeln 0. Braus 0. m. b. H.. Mrisrubs.

Ah uMUt
\

„ BADNERLAND " bei der Post abonnierenI

Die Heimatzeitung fOr das Land Baden „ BADNERLAND " kann nunmehr auch bet
der Post abonniert werden . Das Postabonnement hat den Vorzug, daß die Leser
regelmäßig und prompt beliefert werden.

Bezugspreis monatlich — .80 DM, zuzüglich —.09 DM Zustellgebühren.

Die Bestellung kann beim Postamt oder dem Briefträger erfolgen . — Wenn der
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Karlsruhe, Kalierstraße 54

Wie der „Kleine Südweststaat " Nord¬
baden berücksichtigt

Keine badischen Krftlte beim Neubau des Heidelberger Arbeitsamtes
Badische Handwerker müssen nach Stuttgart fahren 1



Ein Schlagwori der Südwesftsftaatler
Bel Versammlungen der Badener wurde

in der Diskussion immer und immer wieder
eie Gegenargument gegen die Wiederher¬
stellung Badens folgende Redewendung
gebraucht : „ Ich bin Deutscher !* . Vor allem
natürlich von solchen Leuten , die im Zuge
der Umwälzungen der Kriegs - und Nach¬
kriegszeit in unser badisches Land ver¬
schlagen worden sind . Alle diese Leute sind
des guten Glaubens , daß ihr Einwurf ein
ernstliches Argument gegen die Wieder¬
herstellung Badens und für den Südwest¬
staat sei . Man sieht allein schon hieraus ,
wie verwirrt unser politisches Denken im
allgemeinen noch immer ist . Denn in Wirk¬
lichkeit hat ein solches Argument mit der
ganzen • Frage überhaupt nichts zu tun .

Wer von den Badenern wollte denn nicht
zu allererst Deutscher sein und wann hätte
sich denn gerade Baden , solange es in sei¬
ner historischen Form bestand , jemals hin¬
sichtlich seiner deutschen Einstellung von
anderen deutschen Ländern übertreffen las¬
sen ? Das Deutschsein umschliefit uns also
alle gleichzeitig , die Badener und die Süd-
weststaatler . Und es ist selbstverständlich
höchstens ein Unterschied der Form , aber
nicht der Sache , ob ich mich für Baden
oder für den Südweststaat entscheide . Denn
in beiden Fällen stimme ich für die Auf¬
richtung eines Teil landes innerhalb des
deutschen Raumes . Es geht tatsächlich nicht
um das ganze Deutschland . Was soll also
dieser Satz?

Es gäbe dann nur noch die Ansicht , daß
wir , wenn wir für den Südweststaat ein-
treten , die Interessen Deutschlands ira gan¬
zen besser wahren als im umgekehrten
Fall . Zugegeben , daß es genug Leute gibt ,
die tatsächlich dieser Ansicht sind . Bewei¬

sen können sie das aber nicht. Denn dann
wäre jeder Zentralismus von vornherein
deutscher als ein dezentralisierter deutscher
Bund. Das wird doch im Ernst niemand be¬
haupten wollen .

Aber wenn man schon einmal von dem
Gedanken ausgeht , was für Gesamtdeutsch¬
land nützlicher oder schädlicher sein könnte ,
dann wird man zweifellos sagen können :
alles , was Unruhe schafft und damit den
notwendigen und organischen Wiederauf¬
bau unseres so darniederliegenden Vater¬
landes stört , ist gewiß schädlicher als das
Umgekehrte . Gerade das aber ist beim Süd¬
weststaat der Fall . Denn im Falle der Wie¬
derherstellung Badens schaffen wir das wie¬
der , was lediglich durch Besatzungswillkür
zerrissen wurde und was vordem immer
durchaus lebensfähig war . Wir brauchen nur
die doch schon vorhandenen Ämter und Be¬

hörden ln bewährten Bahnen welterlaufen
lassen .

Im Falle des Südweststaats
schaffen wir entweder einen
durchaus unnötigen und teuren
Überbau über zwei weiterhin eigentlich
selbständig bleibende Länder : das ist vom
Standpunkt des Sparens aus nicht vertret¬
bar , Oder wir schaffen ein vollständiges
Novum , wir beseitigen also völlig die bis¬
her bestehenden beiden Länder : dann müs¬
sen Gesetze , Behörden , Schulsystem usw.
von Grund auf vereinheitlicht , d . h. umge¬
staltet werden .

Das geht nicht ohne jahrzehntelanges Ex¬
perimentieren , ohne grundlegende Änderun¬
gen vonstatten . Darüber täuschen sich auch
diejenigen Nordbadener , welche sich für den
Südweststaat begeistern . Sie werden sich

doch nicht einbilden können , daß auf dia
Dauer eine zweigleisige Verwaltung für
Württemberg und Baden getrennt aufrecht¬
erhalten bleibt . Wenn aber nicht, dann eben
kommt der notwendige Neubau
mit seinen hundertfältigen
Schwierigkeiten , die zudem auch
noch reichlich kostspielig sein werden . Das
kann doch wahrlich nicht . deutscher * seinl
Wir sollten in Deutschland nach 20 Jahren
des Experimentieren « überhaupt einmal die
Nase voll haben von diesem immerwähren¬
den Neubau , denn die Brüchigkeit solchen
Bauens haben wir zur Genüge kennenge¬
lernt .

Wir Badener fühlen uns jedenfalls kei¬
nesfalls als mindere Deutsche , wenn wir
bei der zahlenmäßigen Überlegenheit der
Schwaben um unsere Interessen Sorga
haben und deshalb für Baden ointreten .

Eine unglaubliche Entgleisung
Landtagsabgeordneter Dr. Carl Schie¬

fer aus Ludwigsburg , Mitglied des Land¬
tagspräsidiums des württemberg -badischen
Landtags in Stuttgart , politisch eng Vertrau¬
ter des Ministerpräsidenten Dr. R e i n h o 1 d
Maier , einflußreicher Mann der württem *
bergischen DVP und führender SUdwest-
staatler , hat in der Form der „Filser -Briefe “ ,
einer Nachahmung der in bayrischer Mund¬
art gehaltenen Ludwig-Thoma -Briefe, in
einer so unerhörten und vergiftenden Art
zur Südweststaatfrage Stellung genommen ,
daß wir uns nur schwer entschließen konn¬
ten , den Brief zu veröffentlichen . Da aber
die Briefe vervielfältigt und über den Stutt¬
garter Landtag an alle Landtagsabgeord¬
neten verbreitet wurden , können wir nicht

Kulturpolitik ohne Baden
Die Kulturpolitik ist uns Badenern ein be¬

sonderes Anliegen , und unsere Anschauun¬
gen gehen mit Stuttgart keineswegs kon¬
form. Wir haben es bereits sehr schmerzlich
empfunden , daß die nordbadische Kulturver¬
waltung immer deutlicher in eine völlig un¬
bedeutende Rolle herabgewürdigt wurde ,
und wir sind vor allem keine Freunde
dqr Einheitsschule , der man in
Stuttgart mit Riesenschritten zustrebt . Wir
sind für eine gute Volksschule und eine
erstklassige Lehrerbildung . Wir wollen auch
das Berufsschulwesen auigebaut wissen .
Gleichzeitig treten wir aber für die Eigenart
des höheren Schulwesens ein und lehnen
jeden Einheitsbrei ab . Wir lieben auch da»
humanistische Gymnasium , das uns in Ba¬
den so hervorragende Männer gebracht hat .
Wir ' bekennen uns zur christlichen Simultan¬
schule. Wir lassen sie aber nicht aushöhlen ,
wie es in Sttfttgart der Fall ist , und wir
wünschen , daß das religiöse Gedankengut
bei der Lehrerbildung eine hervorragende
Rolle spielt .

Nicht ohne Absicht haben wir in Nr . 12
des . BADNERLANDES " die Schwierigkeiten
einer inneren kulturellen Einheit im Süd¬
weststaat geschildert . Wir haben uns nicht
gescheut , auf den sog . Karlsruher Vertrags¬
entwurf hinzuweisen und die Widersprüche
aufzuzeigen . Es genügt nicht , daß Staats¬
präsident Gebhard Müller aus Tübingen den
Willen hat , einzelnen Landesbezirken die
kulturelle Eigenart zu geben , sondern es
kommt darauf an , welche Kräfte bei einer
solchen Entscheidung den Ausschlag^ gebet ).
Darüber haben wir unsere eigene Meinung ,
die Staatspräsident Gebhard Müller genau
kennt . Wenn der Südweststaat verwirklicht
würde , erhalten wir mit und ohne Karls¬
ruher Vertrag den Stuttgarter Ein¬
heits - Kulturbrei , über dessen Quali¬
tät die Ansichten sehr auseinandergehen .
Die jüngsten Vorgänge in Stuttgart können
unsere unumstößliche Meinung
nur erhärten . Dazu wollen wir fol¬
gende Stimmen registrieren :

Die .Schwäbische Rundschau *
aus Stuttgart schreibt am 30 , 9 . 51 unter der
Zwischenüberschrift .Einheitsschule
auf kaltem Wege " :

.Mit der Zusammenfassung der Spitzen
der Volksschule , der höheren Schulen und
der Berufs- und Fachschulen in einem Lan¬

desschulkollegium und der Ernennung des
Ministerialrats Schneckenburger zum
Präsidenten und ständigen Vorsitzenden des
Kollegiums will man nicht mehr und nicht
weniger , als die Einheitsschule von oben
nach unten durch einfache Verordnung un¬
ter Umgehung des Parlaments
verwirklichen . Die Tarnung dieser Absicht
unter der harmlos scheinenden Institution
des Landesschulkollegiums macht das Ver¬
fahren nur noch gefährlicher . . . Mit der Er¬
nennung des Leiters der Volksschulabtei¬
lung zum Präsidenten und ständigen Vor¬
sitzenden des Landesschulkollegiums will
man nicht nur die Gleichberechtigung der
einzelnen Schulgattungen beseitigen , sondern
man setzt über das ganze Schulwesen einen
extremen und einseitig orientierten Schul¬
politiker . Die seither schon vorhandene fach¬
männische Koordinierungsstelle des Kult¬
ministeriums ist damit praktisch beseitigt
und an ihre Stelle ist ein politisches
Kommissariat getreten . *

Das in Stuttgart erscheinende .Sonn¬
tag s b 1 a 11" schreibt am 30. 9. 51 zu den
skandalösen Vorgängen :

.Mit Ministerialdirektor Dr. Franz schei¬
det der letzte badische Beamte aus dem Kult¬
ministerium vorzeitig au». Die württember -
gische Regierung , die nach außen so sehr
für den Südweststaatgedanken eintritt , lie¬
fert durch ihre neueste Tat der altbadischen
Gegenpropaganda wertvolles Material in die
Hand . Müssen einem da nicht Zweifel kom¬
men , ob der derzeitigen Koalitionsregierung
die baldige Verwirklichung des Südwest¬
staatgedankens wirklich am Herzen liegt ,
oder ob sie nicht vielmehr rieh freuen würde ,
wenn es ' noch einige Zeit dauert und die
Ministersessel nicht wankend werden ? "

Dazu nochmals die .Schwäbisch «
Rundschau * vom 30. 9 . 51 :

. Es geht uns um den badischen Vertreter ,
der stets unerschrocken und aktiv für die
Verwirklichung des Südweststaats eingetre¬
ten ist und sich damit die scharfe Gegner¬
schaft der Altbadener zugezogen hat . Die
Behandlung , die man Dr . Franz seitens der
württembergisch -badischen Regierung zuteil
werden läßt , ist eine schwere Belastung der
Werbung für den Südweststaat , vor allem
in Baden und Südwürttemberg .*

Wir haben nur registriert . Wie w 1 r dar¬
über denken , weiß das badische Volk !
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mehr zurückhalten , obwohl wir wissen , daß
der Einrichtung des Parlaments damit ein
schlechter Dienst erwiesen wird .

Der Brief lautet im Original :
Mingharding , Sebdember 1951

Uber frelndl
Teo krazias , pax vobiskum , heutig

heutig ist der här Zebahod , vo mid fei-
rigem schwärd auf die Arde nidergefarren
ist und seinen gedrelen und dämidigen
Knechd mit namens W o 1 e b in Freiburg
dazu beniezt had , daß dem Sidwestat fir
äwige Zeiden der garauß gemadid ist .
— über freind , disses mus ich dir im
folen Arnst schreim und du must es
wisen , daß ich heide als Abgeorneder des
bairischen Landags disses Refirad mache,

später in die kenigl . bairischen Lese-
:r fon der Schule aufgenomen wird .

. kh mus es dir sagen , daß mir Balern ein
großes Indräse hawen , daß disse Konsch-
birozion zvischen Maier und Müller — vo
doch ganz gevenlicha Namen und fileichd
auch . Mäner “ sind , nun fir alle mal eun
Ande had . Disses sind for alem dina -
stische Grinde , indem wir die bairische
Pfalz wider zu inserem angestamden här -
scherhauß bringen miesen und inser Kron-
brinz Ruprechd imer noch drauf warded ,
bald er Kenig von ganz Baiera und der
schenen Pfalz wird , vo ins den Wein gä-
liferd had und inseren Minisder -Bresaden -
den Ehard . Bald aber die turnen und ein-
feldlgen Schwaben mit den Badenern ein
großes Land machen , gibd es in der Pfalz'
fileichd auch Mänschen , wo zu dissem
großen schwäbischen Stat gähen mechden,
fileichd, indem sie klauben , daß die
Eißenbanfard nach Stukard hiliger ist als
vie nach Minken . Disse Landesferäder
misen jäzd schon auf den Gopf gäschlagen
wärden , indem man mid alen Middeln fer-
hindero mus , daß die hinderlistigen
Schwaben die harmlosen Badener eunfan -
gen und underdriken : über freind , disse
feunen zusamenhenge kanst du fileichd
nichd ganz ferstähen , ich auch nichd. Ha¬
ber meun Fraxionsfirrer fon der Baiem -
bardel had es mir under dem Slgl der
stränxten Ferschwigenheud anferdraud ,
daß mir Baiem in Bonn gud forgeschafd
haven und berlemde Persenlichkeuden , vo
ich ihr Blldl oft in der Zeidung gsegn
hawe , ineere geheumen Bläne schon lange
kenen und understiezen . Hat ihn schon —
hawe ich mir neuling sagen mleßea , wo
der Maler in Stukard mid Orgelklang
eune große Räde fir den Sidvestat gehal -
den und ein par stunden drauf schon eines
auf den Dekel bäkohmen had . Ich mus es
dir auch schreim — du braugst es aber
den Liberalen und freimaurern nichd zu
sagen — daß der ganze Kläruß inserer
Ansichd ist und die Bforer schin gewißt
hawen , wie sie es Iren schäflein beibrin -
gen fon der Kanzel und so , und auch der
här Arzblschop fon Freiburg hat gewißt ,
wo er hinzuhalden had , und er had hin*
gehalden , daß es gerauchd had .

Bloß ist es mir als eunem einfachen
Landman nichd klar woren , > hobvol ich
mir den Gopf zerbrochen und häfdlges
Gopfwäh bekohmen hawe , voruro der här
Zebahod ausgerächned einen kleinen
Schulmeister zu seunem Instrumänd er-
weld had , vo es doch lmbossandere
Figuren gibd , zum Beisbil den virdemberg *
bad . Abgeorneden Tokder Werter , vo
auch seun Fozzmäu aufreisen kan , bald es
nedlg ist . Disses sind aber die gütlichen
Geheumnlße , vo die Mänschen sich keu -
newägs zu kimern nichd braugen , und
inser här Bfarer , vo ich gefragd hawe ,
had mir gäsagd , daß dieser Man mit na¬
mens Wohieb eunmal mid feirigen Rossen
tirekt in den himel fard und das Fägfeler
nichd passim mus , wo Maier und Müller
1000 Jahre schmoren mleßen fon wegen
ihnen slndhafden Machdgeliesten .

Der Här had grosses an ins Baiem ge-
dan . Haleluha , in aler Bwikeld Amen.
Pille Grlsse fon deunero Üben freind

Jozef Füser , Bair Abg.

Außer diesem Brief gibt es bis jetzt noch
einen zweiten Pseudo - . Filser -Brief" des Ab¬
geordneten Schäfer, den ebenfalls alle Ab¬
geordneten des Stuttgarter Landtags erhal¬
ten haben . Leider können wir ihn nicht ver¬
öffentlichen , da sein Inhalt so widerwärtig
ist , daß eine Verbreitung aus Gründen
sittlicher Schicklichkeit unter¬
bleiben muß!

Der oben veröffentlichte Brief . krönt * di«
Südweststaatpropaganda . Er wird wegen
seinen Anspielungen auf Glaubenslehren ,
religiöse Formeln usw . von allen christlich
denkenden Kreisen unseres Volkes auf das
schärfste verurteilt . Er wird aber auch vom
Landvolk als Verhöhnung empfunden .
Für den Verfasser und seine Kreise gelten
anscheinend nur Besitz und formale Bildung.
Durch seine Anspielung auf den . Schulmei¬
ster " Wohieb , einer besonders üblen Kamp¬
fesmethode , der sich leider auch Vizekanzler
Blücher bei seiner Baden-Badener Rede
bedient haben soll, ist der Lehrerstand in
allen seinen Zweigen verächtlich gemacht.
Schließlich stellt der Brief einen ganz un¬
qualifizierten Angriff gegen das bayrische
Volk und seine führenden Persönlichkeiten
in Vergangenheit und Gegenwärt dar . Der
Verfasser verhöhnt mit diesem Brief auch
die ganze Einrichtung des Parlaments . Die
in dem Brief enthaltene Südweststaat¬
propaganda selbst ist so nie¬
drig , daß wir dem Verfasser zu viel Ehr«
antun würden , darauf überhaupt einzugehen .

Nur eine Frage hätten wir : Was sagt Mi¬
nisterpräsident Reinhold Maier , der den
Brief kennt , zu einer solchen Kampfesweise ?

Vom badischen Schrifttum
. Baden" , Monographie einer Landschaft
Unter den Bibliophilen unserer badischen

Heimatfreunde ist es . längst eine ausge¬
machte Sache, daß die Zweimonats -Zeit-
schrift .Baden "

(Verlag G . Braun, Karls¬
ruhe ) zum erlesensten Schrifttum ihrer Gat¬
tung gehört . Sie schätzen vielleicht in erster
Linie die künstlerisch , d. h . bildmäßig vor¬
bildliche Ausstattung — und jedes neue
Heft bestärkt rie in dieser hohen Wert¬
schätzung . Aber wenn es schon richtig ist,
daß allein vom Drucktechnischen her eine
repräsentative Visitenkarte für das ba¬
dische Land schlechterdings nicht gedacht
werden kann , so empfiehlt sich nicht min¬
der ihr literarischer Inhalt , Heft für Heft ,
von selbst .

Man sollte freilich meinen , es könne kaum
mehr Neues zum Lobe der badischen Hei¬
mat gesagt werden , seitdem H. E . Busse in
jahrzehntelanger Herausgebertätigkeit alles
Wissenswerte darüber in . seiner * Zeit¬
schrift mit Bienenfleiß zusammengetragen
hat . Georg Richter , der die Schrift-
leitung von . Baden* besorgt , geht Indessen
aut anderen Wegen das gleiche Ziel an ,
wobei er sich zwar ebenfalls — wie könnte
es auch andere sein ? — auf das Heimat¬
kundliche ln erster Linie stützt , jedoch mit
dem aufgeschlossenen Sinn für die Werte¬
kraft des Ästhetischen und Bildmäßigen .
Indem man sich der Gemeinde der. . Stillen
im Lande " versichert , ist es — so sehr das
zu bedauern ist — heute nicht mehr getan ,
das Wort braucht seinen neuzeitlichen
Lautverstärker durch das Bild , um sich im
politischen und literarischen Stimmen¬
gewirr des Tages Gehör zu verschaffen .
Weit entfernt davon , ein Sammelsurium
zu bieten , ist jedes Heft ein$m besonderen
Leitgedanken gewidmet , sei er nun eine
Stadt , eine Landschaft oder ein aktuelles
Geschehen . So tst — um nur die beiden
letzten Ausgaben zu erwähnen — Heft 3
auf den Blickpunkt Pforzheim , Heft 4
auf das badische Frankenland
hingeordnet , jedoch so , daß jeweils der
breitere Raum den allgemein -badischen
Themen überlassen bleibt . Eingedenk der
Erfahrung , daß selbst die bestgemeinte
Einseitigkeit auf die Dauer des Lesens er¬
müdet . Will man zusammenfassend das
Eigene und Besondere dieser Zeitschrift
hervorheben , dann mit dem einen Wort ,
daß sie Charakter , und zwar gut badischen
Charakter hat , —g—
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